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EU – ASERBAIDSCHAN
PARLAMENTARISCHER KOOPERATIONSAUSSCHUSS

Sechstes Treffen
18./19. April 2005

Baku

Schlusserklärung und Empfehlungen
gemäß Artikel 89 des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens

Unter dem gemeinsamen Vorsitz von Frau ISLER BEGUIN (Verts/ALE, Frankreich) und Herrn 
Siruz TABRIZLI fand am 18./19. April 2005 das sechste Treffen des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses EU-Aserbaidschan in Baku statt. Der Ausschuss führte eine Aussprache 
mit Herrn Abid SHARIFOV, stellvertretender Ministerpräsident, als Vertreter der Regierung der 
Republik Aserbaidschan, Dr. Laurie BRISTOW, Botschafter des Vereinigten Königreichs in 
Aserbaidschan, als Vertreter des luxemburgischen Ratsvorsitzes der Europäischen Union, Herrn 
Anthonius DE VRIES, Sonderbotschafter der Europäischen Kommission in der Republik 
Aserbaidschan.

Der Parlamentarische Kooperationsausschuss

Beziehungen EU-Aserbaidschan

1. bekräftigt die von ihm mit Nachdruck vertretene Auffassung, dass die Menschen in 
Aserbaidschan das Schicksal mit anderen Völkern Europas teilen und die Integration der 
Republik Aserbaidschan in die europäischen Strukturen im gegenseitigen Interesse der EU 
und Aserbaidschans liegen, was die Übernahme und Umsetzung gemeinsamer europäischer 
Werte durch die Gesellschaft Aserbaidschans, soweit dies sachgerecht ist, erfordert; insoweit 
nimmt er auch die Tatsache zur Kenntnis, dass die Erhaltung und Verbreitung nationaler 
Werte wichtig ist, was die gegenseitige kulturelle Bereicherung der EU und Aserbaidschans 
fördern würde;

2. betont, dass eine Annäherung Aserbaidschans und der anderen beiden südkaukasischen 
Länder an die EU dazu beitragen wird, die Schaffung einer demokratischen Region von 
Staaten zu fördern, die ihre territoriale Integrität und Souveränität gegenseitig achten und der 
Sache der Stabilität, des Wohlstands und der gutnachbarschaftlichen Beziehungen 
verpflichtet sind;

3. betrachtet die Europäische Nachbarschaftspolitik als wichtiges Instrument zur Förderung der 
politischen, wirtschaftlichen und handelspolitischen Beziehungen zwischen der EU und 
Aserbaidschan unter gebührender Berücksichtigung des Übergangsstadiums, in dem sich die 
aserbaidschanische Wirtschaft befindet, und fordert die Europäische Kommission auf, 
Aserbaidschan bei der Konsolidierung dieses Prozesses weiter zu unterstützen;
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4. begrüßt die Veröffentlichung des Länderberichts zu Aserbaidschan am 2. März 2005; 
begrüßt ferner die Empfehlungen der Kommission in Bezug auf eine deutliche 
Intensivierung der Beziehungen zu Aserbaidschan;

5. begrüßt die Vorlage des Länderberichts im Europäischen Rat im März 2005 und hofft, dass 
dies schnelle Fortschritte ermöglicht, damit ein Aktionsplan in Zusammenarbeit zwischen 
der EU und Aserbaidschan aufgestellt werden kann;

6. bestätigt, dass der Aktionsplan einen umfassenden Komplex von Prioritäten in wichtigen 
Bereichen festlegen muss; angesichts der Notwendigkeit, die aserbaidschanische 
Öffentlichkeit für europäische Werte und Normen zu sensibilisieren, muss vor allem betont 
werden, dass bessere Möglichkeiten für die Unterstützung der Aufklärung in Sachen 
Menschenrechte, Entwicklung der Jugend und Schulung politischer Entscheidungsträger, 
leitender Beamter und der Zivilgesellschaft des Landes zu schaffen sind und damit ein 
Beitrag zur Herausbildung einer neuen Generation von Führungspersönlichkeiten geleistet 
wird, die sich den europäischen Kernwerten verpflichtet fühlen;

7. unterstreicht mit allem Nachdruck seine Forderung an die Kommission, in Baku eine 
vollwertige EU-Delegation einzurichten, die zu einer höheren Effizienz der Aktivitäten der 
EU in Aserbaidschan beitragen wird;

8. unterstreicht nochmals die Notwendigkeit, die Infrastruktur zu entwickeln und die 
Verbindungen und Kommunikationswege zwischen den verschiedenen Regionen 
Aserbaidschans zu verstärken und damit die Integrität des Landes zu fördern;

9. erinnert daran, dass die Europäische Kommission weiterhin Bereiche unterstützen sollte, die 
der Regierung Aserbaidschans dabei behilflich sind, das Investitionsklima im Land zu 
verbessern, und erkennt die Hilfe an, die die Kommission Aserbaidschan bereits im Rahmen 
der Unterstützung der Entwicklung im Unternehmensbereich gewährt hat; ermutigt die 
Regierung von Aserbaidschan mit allem Nachdruck dazu, ihren diesbezüglichen 
Verpflichtungen beschleunigt nachzukommen und sich weiterhin mit der Korruption zu 
befassen, da diese Investoren abschreckt;

10. bekundet sein Interesse an dem neuen Eisenbahnprojekt, das Aserbaidschan über Georgien 
und die Türkei mit Europa verbindet und die Entwicklung von Wirtschaft und Handel 
fördern könnte; ersucht die Parteien, den Vorschlag über die entsprechenden Kanäle
vorzulegen;

11. unterstreicht erneut die Notwendigkeit der vollständigen Umsetzung des Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens, das auch weiterhin den Eckpfeiler der Beziehungen zwischen der 
EU und Aserbaidschan darstellt;

12. nimmt die Schlussfolgerungen der OSZE zu den Kommunalwahlen im Dezember 2004 
sowie die Schlussfolgerungen des Kongresses der Gemeinden und Regionen des Europarats 
zu den Kommunalwahlen vom 17. Dezember 2004 zur Kenntnis; fordert in diesem 



DV/565944DE.doc 4/6 PE 358.260
Externe Übersetzung

DE

Zusammenhang die Behörden Aserbaidschans auf, weiterhin Maßnahmen zur Behebung der 
festgestellten Mängel einzuleiten;

13. fordert Aserbaidschan nachdrücklich auf sicherzustellen, dass die für November 2005 
anberaumten Parlamentswahlen in jeder Hinsicht den internationalen Standards und den 
gemeinsamen Werten, die die Europäische Nachbarschaftspolitik kennzeichnen, 
entsprechen;

14. bringt die Notwendigkeit zum Ausdruck, dass die EU Aserbaidschan auch weiterhin 
technische Hilfe gewährt, die zur Umsetzung der rechtlichen und institutionellen Reformen 
im Bereich Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit beiträgt;

15. betont in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit, mit Aserbaidschan das gemeinsame 
Programm der Europäischen Kommission und des Europarats zur Stärkung demokratischer 
Stabilität unter Berücksichtigung der konkreten Bedürfnisse des Landes fortzuführen;

16. unterstreicht die Notwendigkeit, die Rechtsstaatlichkeit und die Achtung der 
Menschenrechte, das Recht auf freie Meinungsäußerung und die Pressefreiheit zu stärken; 
äußert in diesem Zusammenhang seine Besorgnis über die Situation in Bezug auf die Medien 
und die Fälle von Misshandlungen von Journalisten; fordert eine wirkungsvolle Lösung 
dieser Probleme vor allem durch die Stärkung der Unabhängigkeit der Medien;

17. äußert insbesondere seine Besorgnis über die kürzlich erfolgte Ermordung des Journalisten 
Elmar Husseinow; nimmt die schnelle Reaktion und die bisher von der Regierung 
Aserbaidschans eingeleiteten Maßnahmen zur Kenntnis und fordert die aserbaidschanische 
Regierung auf sicherzustellen, dass eine umfassende und unabhängige Untersuchung 
schnellstmöglich erfolgt;

18. nimmt die Schlussfolgerungen des OSZE-Berichts über die Überwachung von 
Gerichtsverhandlungen in Aserbaidschan, der am 4. Februar 2005 veröffentlicht wurde, zur 
Kenntnis; ermutigt die Regierung Aserbaidschans, Schritte in diese Richtung zu 
unternehmen, und begrüßt die erklärte Zustimmung der aserbaidschanischen Behörden, 
gemeinsam mit der OSZE die in dem genannten Bericht gegebenen Empfehlungen zu 
prüfen;

19. begrüßt die Bemühungen der Regierung von Aserbaidschan, entsprechend ihrer dem 
Europarat gegenüber abgegebenen Verpflichtung eine nationale öffentlich-rechtliche 
Fernsehanstalt einzurichten;

20. begrüßt den Beschluss der aserbaidschanischen Behörden, 114 Personen zu begnadigen, 
darunter auch diejenigen, die im Zusammenhang mit den Unruhen unmittelbar nach den 
Präsidentschaftswahlen 2003 verhaftet wurden, einschließlich der sieben Oppositionsführer, 
die wegen Teilnahme an den Massenprotesten verurteilt worden sind; betont, dass dies ein 
Schritt in Richtung Wiedereinführung von politischem Pluralismus in Aserbaidschan und die 
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Erfüllung der internationalen Verpflichtungen des Landes bedeutet sowie Inhaftierungen aus 
politischen Gründen ein Ende setzt;

21. wiederholt nochmals seine Aufforderung an die aserbaidschanische Regierung, das Statut 
des Internationalen Strafgerichtshofes zu unterzeichnen und zu ratifizieren;

22. begrüßt die bisher von der Regierung Aserbaidschans unternommenen Schritte im Prozess 
des Beitritts zur WTO und unterstützt die weiteren notwendigen Anstrengungen; fordert die 
Europäische Kommission auf, die erforderliche Unterstützung in dieser Hinsicht zu geben; 
unterstreicht die Notwendigkeit, die Verhandlungen über den Beitritt zur WTO zu 
beschleunigen;

Die Lage in und um die aserbaidschanische Region Berg-Karabach

23. erinnert an die in früheren gemeinsamen Erklärungen wiedergegebenen Standpunkte des 
Europäischen Parlaments und des Parlaments Aserbaidschans; bekräftigt seine volle 
Unterstützung einer friedlichen und gerechten Lösung des Konflikts zwischen Armenien und 
Aserbaidschan in und um die aserbaidschanische Region Berg-Karabach auf der Grundlage 
der Prinzipien und Normen des Völkerrechts, zu denen auch die Achtung der territorialen 
Integrität und Souveränität der Staaten sowie die Achtung der Minderheitenrechte gehören; 
fordert Aserbaidschan und Armenien erneut nachdrücklich auf, die Folgen des Konflikts aus 
dem Weg zu räumen und die gemeinsamen Werte der Versöhnung und der Zusammenarbeit 
anzuerkennen, nach denen vor allem eine friedliche Beilegung des Konflikts zwischen ihnen 
auf der Grundlage der Prinzipien und Normen des Völkerrechts geboten ist;

24. begrüßt die Annahme von Resolution 1416 (2005) der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats zum Konflikt in der Region Berg-Karabach der Republik Aserbaidschan sowie 
die jüngsten Erklärungen von Armenien und Aserbaidschan bei den Verhandlungen mit dem 
Vertreter der Parlamentarischen Versammlung des Europarats, in denen sie ihre Bereitschaft 
erklärten, die Verhandlungen über die friedliche Beilegung des Konflikts zwischen ihnen 
fortzuführen; fordert die politischen Kräfte und Medien beider Seiten nachdrücklich auf, von 
Erklärungen Abstand zu nehmen, die einer friedlichen Lösung des Konflikts abträglich sind;

25. bringt seine Besorgnis zum Ausdruck, dass die militärischen Handlungen und die ihnen 
vorausgegangenen umfangreichen ethnischen Ausschreitungen zu einer massiven ethnischen 
Vertreibung von Zivilisten und der Schaffung von monoethnischen Gebieten geführt haben, 
die große Ähnlichkeit mit dem schrecklichen Konzept der ethnischen Säuberung haben;

26. begrüßt das Treffen der Außenminister Armeniens und Aserbaidschans im Rahmen des 
Prager Prozesses, das im Januar 2005 stattfand; äußert die Hoffnung, dass in naher Zukunft 
eine Kompromisslösung für das Problem gefunden wird;

27. äußert seine Besorgnis über die anhaltende humanitäre Krise der Flüchtlinge und 
Binnenvertriebenen in Aserbaidschan und bekräftigt seinen Aufruf zu einer Lösung des 
Problems, indem diesen Menschen die Möglichkeit der freiwilligen Rückkehr in ihre Häuser 
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in Sicherheit und mit Würde gegeben wird; unterstützt jedwede Maßnahme zur 
Sicherstellung ihrer körperlichen Unversehrtheit und ihres Wohlbefindens;

28. betont, wie wichtig es ist, die Erfahrung der EU-Länder bei der Suche nach konkreten 
Lösungen zu nutzen, bei denen die Grundsätze der territorialen Integrität und die Rechte der 
Minderheiten geachtet werden;

29. äußert sein Bedauern darüber, dass die Bemühungen, die drei Länder der Region näher 
zusammenzuführen, durch die anhaltenden bewaffneten Konflikte zunichte gemacht werden, 
die auf territoriale Ansprüche, Separatismus und Extremismus zurückzuführen sind; betont, 
dass Konfliktgebiete oft dazu dienen, dass das organisierte Verbrechen, Geldwäscher, 
Drogenhändler und Waffenschmuggler ungestört agieren können;

30. bekräftigt seine Ablehnung der Praxis der „vollendeten Tatsachen“ als Grundlage für die 
Beilegung des Konflikts; weist auf die Zahlen im Bericht der Untersuchungsmission der 
Minsker Gruppe der OSZE über die Ansiedlung auswärtiger Volksgruppen in den besetzten 
Gebieten Aserbaidschans hin und begrüßt den Aufruf der Ko-Vorsitzenden der Minsker 
Gruppe der OSZE, von jeglichen weiteren Ansiedlungen in den besetzten Gebieten 
Aserbaidschans Abstand zu nehmen;

31. begrüßt die Entscheidung der Ko-Vorsitzenden der Minsker Gruppe der OSZE, dieses 
Thema weiterhin auf der Tagesordnung zwecks weiterer Überprüfung zu belassen;

32. begrüßt den Aufruf der Ko-Vorsitzenden der Minsker Gruppe der OSZE an die 
internationalen Organisationen, die Erfassung der materiellen und finanziellen Bedürfnisse 
der Region mit dem Ziel vorzunehmen, die gegenwärtig in den besetzten Gebieten 
Aserbaidschans lebenden Menschen umzusiedeln und gleichzeitig die Binnenvertriebenen 
wieder zurück zu ihren ständigen Wohnorten zu bringen;

33. ist alarmiert und stellt mit großer Besorgnis fest, dass der Waffenstillstand an der Front 
zwischen Armenien und Aserbaidschan in letzter Zeit sehr häufig gebrochen wird.

Einstimmig angenommen.


